
richtshof soll jetzt möglichst bald und möglichst effizient seine Arbeit aufnehmen. Dabei darf
er nicht von vornherein in seiner Wirkung ausgehebelt werden.

Herr Präsident, 
mein Land bewirbt sich für einen nichtständigen Sitz im Sicherheitsrat für die Periode
2003/2004. Deutschland ist bereit, bei der Entwicklung des skizzierten internationalen Si-
cherheitssystems im Rahmen der Vereinten Nationen aktiv mitzuwirken. Ich möchte Sie alle
um Ihre Stimme bei der Wahl am 27. September bitten.

[...]

Der Brief des irakischen Außenministers Nadschi Sabri an UN-Generalsekretär 
Kofi Annan vom 16. September 2002 (Wortlaut)

Sehr geehrter Herr Generalsekretär,
ich darf mich auf die Reihe der Gespräche zwischen Ihrer Exzellenz und der Regierung der
Republik Irak zur Umsetzung einschlägiger Sicherheitsratsresolutionen zur Irak-Frage be-
rufen, die am 7. März und 2. Mai in New York und am 4. Juli 2002 in Wien stattfanden, sowie
auf Gespräche, die am 14. und 15. September 2002 in Ihrem Büro in New York unter Beteili-
gung des Generalsekretärs der Arabischen Liga geführt wurden.

Ich freue mich, Ihnen die Entscheidung der Regierung der Republik Irak übermitteln zu
können, der Rückkehr der UN-Waffeninspekteure nach Irak bedingungslos zuzustimmen. 

Die Regierung der Republik Irak reagiert mit dieser Entscheidung auf Ihren Appell, auf
den Appell des Generalsekretärs der Arabischen Liga sowie auf die Aufrufe arabischer, isla-
mischer und anderer befreundeter Länder.

Die Regierung der Republik Irak gründet ihre Entscheidung hinsichtlich der Rückkehr
der Inspektoren auf ihren Wunsch, die Umsetzung der einschlägigen Resolutionen des Welt-
sicherheitsrats zu vollenden und jede Spekulation auszuräumen, dass der Irak noch immer
Massenvernichtungswaffen besitze. Der Beschluss beruht auch auf Ihrer Erklärung vor der
UN-Vollversammlung am 12. September 2002, nach der die Entscheidung der Regierung
der Republik Irak der unabdingbare erste Schritt zu einem Nachweis ist, dass der Irak keine
Massenvernichtungswaffen mehr besitzt, und – was ebenso wichtig ist – zu einer umfassen-
den Lösung, die die Aufhebung der gegen den Irak verhängten Sanktionen und die zeitge-
mäße Umsetzung anderer Bestimmungen der einschlägigen Sicherheitsratsresolutionen
einschließlich der Resolution 687 (1991) beinhaltet. Zu diesem Ziel ist die Regierung der Re-
publik Irak zu Gesprächen über die praktischen Vereinbarungen bereit, die für die sofortige
Wiederaufnahme der Kontrollen nötig sind.

In diesem Zusammenhang bekräftigt die Regierung der Republik Irak die Wichtigkeit der
Verpflichtung aller Mitgliedstaaten des Sicherheitsrats und der Vereinten Nationen, die
Souveränität, territoriale Integrität und politische Unabhängigkeit des Irak zu wahren, wie
es in den einschlägigen Sicherheitsratsresolutionen und Artikel (II) der Charta der Vereinten
Nationen festgesetzt ist.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen Brief den Mitgliedern des Sicherheitsrates zur
Kenntnis bringen könnten.

Ein Präventivkrieg gegen den Irak wäre ungerechtfertigt und schädlich. Eine Stellung-
nahme von Dieter S. Lutz, Reinhard Mutz und Götz Neuneck vom 17. September 2002
(Wortlaut)

Geht vom Irak eine akute Bedrohung aus?

Seit Januar diesen Jahres wiederholen Vertreter der amerikanischen Administration mit
unterschiedlichen Begründungen und in wechselnder Intensität die Ankündigung eines mi-
litärischen Vorgehens gegen den Irak. Die derzeitige Argumentation, vorgetragen von ver-
schiedenen hochrangigen Amtsträgern, geht von der Überzeugung aus, dass die irakische
Führung versuche, die Verfügung über nukleare Waffen zu erlangen. Bis ein tatsächlicher
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Einsatz solcher Waffen gegen die Vereinigten Staaten den Verdacht erweise, könne man je-
doch nicht warten. Deshalb sei ein vorheriger Regimewechsel unabdingbar. Darunter wird
der Sturz bzw. die Beseitigung Saddam Husseins verstanden.

Dem entgegen bestätigen in den jüngsten Tagen getroffene Feststellungen unabhängiger
Institutionen und Persönlichkeiten die Behauptung einer akuten Bedrohung durch Massen-
vernichtungswaffen in der Hand Bagdads nicht:

– Die Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO) in Wien erklärt, dass ihr keine
neueren Informationen über ein irakisches Atomprogramm vorliegen.
– Das Londoner Institut für Strategische Studien (IISS) zieht in einer Studie den Schluss, dass
der Irak zur Herstellung nuklearer Waffen nur in der Lage ist, wenn es ihm gelingt, spaltba-
res Material aus dem Ausland zu erhalten.

– Das Carnegie Endowment for International Peace in Washington verweist auf das Feh-
len jeglicher Trägermittel interkontinentaler Reichweite für Massenvernichtungswaffen.

–DerehemaligeamerikanischeUN-WaffeninspekteurScottRitterbezweifelt,dassder Irak
gegenwärtig die Fähigkeit besitzt, einsetzbare Massenvernichtungswaffen herzustellen.

– Der designierte Leiter der neuen UN-Waffenkontrollkommission, der Schwede Hans
Blix, teilt diese Zweifel.

– Sein Vorgänger, der Australier Richard Butler, vertritt die Auffassung, dass die irakische
Führung möglicherweise noch vorhandene Massenvernichtungswaffen allenfalls zur Siche-
rung ihrer eigenen Existenz, nicht aber für terroristische Anschläge nutzen würde.

Hat die jüngste Bush-Rede die Kriegsgefahr verringert?

Vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen hat der amerikanische Präsident am
Donnerstag vergangener Woche die Weltorganisation und das durch sie repräsentierte Sys-
tem internationaler Sicherheit seiner Wertschätzung versichert. Er werde mit ihr zusammen-
arbeiten, um ihren Beschlüssen zur Geltung zu verhelfen. Der Eindruck der Abkehr vom
unilateralistischen Kurs und der Hinwendung zu einer gemeinschaftlichen Politik entstand.
In den zurückliegenden Monaten hatte sich UN-Generalsekretär Annan in mehreren Ge-
sprächsrunden mit dem irakischen Außenminister Sabri bemüht, die Wiederzulassung der
1998 abgebrochenen Vor-Ort-Inspektionen von Waffendepots und Produktionsanlagen auf
dem Verhandlungsweg zu erreichen.

Die Rede Bushs wäre missverstanden, würde sie als amerikanische Bereitschaftserklä-
rung gedeutet, sich wieder der Autorität der Vereinten Nationen unterzuordnen. Im Gegen-
teil ist die Regierung in Washington keinen Fingerbreit von ihren bisherigen Ankündigun-
gen gegenüber dem Irak abgerückt – weder von der Zielsetzung des Regimewechsels, noch
von der Strategie der gewaltsamen Erzwingung. Dazu Präsident Bush: „Wir werden mit dem
UN-Sicherheitsrat an den notwendigen Resolutionen arbeiten. Aber an den Absichten der
Vereinigten Staaten sollten keine Zweifel bestehen. Die Resolutionen des UN-Sicherheitsra-
tes werden umgesetzt – oder ein Vorgehen gegen den Irak wird unvermeidlich. Ein Regime,
das seine Legitimität verloren hat, wird auch seine Macht verlieren.“

Die dem Irak zu setzenden Fristen und anzudrohenden Schritte, so der Präsident am Tag
nach seinem Auftritt in New York, sollen „nicht erst in Monaten, sondern in Tagen oder Wo-
chen“ beschlossen werden. Dem Ultimatum der Vereinten Nationen an den Irak geht das
Ultimatum der USA an die Vereinten Nationen voran.

Mit fünf Forderungen konfrontiert die Bush-Rede das Regime in Bagdad. Es soll:
– alle Massenvernichtungswaffen zerstören,
– jegliche Unterstützung des Terrorismus unterlassen,
– die Verfolgung der Zivilbevölkerung beenden,
– alle Vermissten aus dem Golfkrieg freilassen,
– jeden Handel außerhalb des Programms „Öl für Nahrung“ einstellen.
Es sind Forderungen, die ihrer teils vagen, teils maximalistischen Formulierung wegen

nicht überprüft werden können, was umgekehrt heißt: Forderungen, deren Missachtung
sich unwiderlegbar behaupten lässt. Sie eignen sich folglich zur Begründung von Gegen-
maßnahmen beliebiger Art. Auffälligerweise findet sich die konkrete und verifizierungsfähi-
ge Forderung nach Fortsetzung der Waffeninspektionen nicht darunter.
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Gibt es eine Alternative zum militärischen Vorgehen?

Seit zwölf Jahren unterliegt der Irak einem einschneidenden Finanz- und Handelsembar-
go. Dessen verheerende Folgen bekommen nicht Saddam Hussein und sein engeres Herr-
schaftspersonal zu spüren, wohl aber die übrigen 18 Millionen Iraker. Der einst wohlhaben-
de Ölstaat liegt heute in der Spitzengruppe der Länder mit unverhältnismäßig hoher Säug-
lings- und Kindersterblichkeit. Die Unterorganisationen der Vereinten Nationen führen den
Missstand auf sanktionsbedingte Ernährungsmängel und unzureichende medizinische Ver-
sorgung zurück.
Im Norden und Süden des Landes sind fast die Hälfte des irakischen Territoriums vom übri-
gen Staatsgebiet faktisch abgetrennt. Regelmäßig bombardieren amerikanische und briti-
sche Kampfflugzeuge rechtswidrig Ziele im Irak.

Die bis heute fortgeltenden Wirtschaftssanktionen wurden 1990 als Antwort der interna-
tionalen Gemeinschaft auf die bewaffnete Aggression des Irak gegen das Nachbarland Ku-
wait verhängt. Sie wurden 1991 über das Kriegsende hinaus verlängert, diesmal um den
Entwaffnungsauflagen an die irakischen Streitkräfte Nachdruck zu verleihen. Den Zu-
sammenhang zwischen dem Sanktionsregime und der Erfüllung von Abrüstungsverpflich-
tungen bekräftigen mehrere Irak-Resolutionen der Vereinten Nationen.

Es trifft nicht zu, dass die derzeitige Regierung in Bagdad die begründete Forderung nach
weiteren Waffeninspektionen mit einem versteckten Nein beantwortet. Sie hatte sich bisher
lediglich geweigert, diese Frage losgelöst von jener der Wirtschaftssanktionen zu behan-
deln. Was genau sie tun muss, um auf eine Lockerung und schließliche Aufhebung der öko-
nomischen und militärischen Strangulierung hoffen zu können, würde auch jede andere ira-
kische Regierung wissen wollen. Die Wiederaufnahme von Rüstungskontrollen durch die
Vereinten Nationen mit Zusagen für Sanktionserleichterungen bei erfüllten Abrüstungsauf-
lagen zu verknüpfen, ist mithin keine unbillige Vorbedingung. Unbillig ist vielmehr die For-
derung nach „bedingungsloser“ Wiederzulassung der Waffeninspekteure.

UN-Generalsekretär Annan, der am selben Tag wie der amerikanische Präsident vor der
Vollversammlung der Vereinten Nationen sprach, hat auf die Verbindung der beiden Pro-
blemkomplexe ausdrücklich hingewiesen. Sein Lösungsansatz ist offensichtlich ein grund-
legend anderer als der des Mannes im Weißen Haus. Er setzt auf eine umfassende Regelung
der Irak-Frage mit politischen Mitteln. Sie muss allen Seiten gewährleisten, was ihnen zu-
steht: dem Irak die schrittweise Rückgliederung in das internationale System, seinen Nach-
barn Sicherheit, auch vor ihm.

Welche politischen Maßnahmen verdienen Unterstützung?

1. Die UN-Resolution 687 von 1991 gilt fort. Sie verpflichtet den Irak zur Duldung der
Überwachung seiner Rüstungstätigkeit durch Vor-Ort-Inspektionen und andere technische
Mittel. Sie muss bis auf weiteres ein Element der Gesamtlösung des Irak-Problems bleiben.
Die Europäische Union sollte sich mit einem europäischen Inspektionsteam daran beteiligen
oder selbst die Führung der Mission übernehmen.

2. In Ziffer 14 bestimmt dieselbe Resolution, dass die dem Irak erteilten Abrüstungs- und
Kontrollauflagen Schritte darstellen zum Ziel einer von Massenvernichtungswaffen samt zu-
gehöriger Trägermittel freien Zone im Mittleren Osten. Die Aufrechterhaltung der amerika-
nischen Militärpräsenz in der Region über das Ende des Golfkriegs hinaus hat dazu beige-
tragen, das Vorhaben zu unterlaufen. Es bedarf der Reaktivierung. Eine von der Europäi-
schen Union vorgeschlagene und vorbereitete Konferenz über regionale Rüstungsbegren-
zung wäre ein Anfang.

3. Abrüstung und Rüstungskontrolle sind in den vergangenen Jahren konzeptionell ent-
wertet worden. Wer anderen Staaten die Beseitigung seiner Massenvernichtungswaffen ab-
verlangt, muss sich selbst an die für alle geltenden Regime halten. Das Desiderat konse-
quenter und genereller Ächtung von Massenvernichtungswaffen steht und fällt mit der all-
seitigen Umsetzung und Vervollständigung zentraler Vertragswerke wie dem – gekündig-
ten – ABM-Vertrag, dem Vollständigen Kernteststoppvertrag, dem Nichtverbreitungsver-
trag sowie den Abkommen über das Verbot von B- und C-Waffen.
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4. Die auch nach dem den Einlenken Saddam Husseins in der Inspektionsfrage fortbeste-
hende Angriffsdrohung gegen den Irak wird im Kontext des „Krieges gegen den Terro-
rismus“ propagiert. Zu den gravierendsten Nebenfolgen der militärisch verengten Ausein-
andersetzung mit Terrorgewalt gehört die Verrohung der internationalen Politik. Jeder
rechtswidrige Übergriff, den ein antiterroristisches Motiv bemäntelt, kann inzwischen auf
Nachsicht oder gar Billigung zählen. Russland bombardiert das Pankisi-Tal im souveränen
Nachbarland Georgien. Israel nimmt die arabische Bevölkerung der Westbank und des
Gaza-Streifens in Geiselhaft. Pakistan und Indien bedienen sich wechselseitig terroristi-
scher Praktiken, um eigene Anhänger zu unterstützen und die des Kontrahenten zu schwä-
chen. In allen drei Krisenregionen – Tschetschenien, Palästina, Kaschmir – ist die Suche nach
einer politischen Konfliktlösung praktisch zum Erliegen gekommen. Dabei wäre nichts ge-
eigneter, den Nährboden terroristischer Auflehnung dauerhaft zu beseitigen, als das Ende
der langandauernden Bürgerkriege.

5. Der nächste Golfkrieg ist noch längst nicht abgesagt. Die Bundesregierung hat ent-
schieden, sich daran weder mit Soldaten noch mit Geldleistungen zu beteiligen. Sie sollte
sich diese Entscheidung von niemandem abhandeln lassen. Der Griff zu den Waffen ist zu-
lässig zur Abwehr einer gewaltsamen Aggression. Anders als im Sommer 1990 begeht der
Irak keine militärische Aggression. Er wäre mit Aussicht auf Erfolg dazu wahrscheinlich
nicht einmal imstande. Ohne die ernsthafte Ausschöpfung aller gegebenen politischen Lö-
sungsmöglichkeiten wäre der Griff zu den Waffen ein Akt der Willkür. Jede Regierung, die
daran mitwirkt, sei es durch militärischen Beistand, logistische Hilfe oder politische Unter-
stützung, übernimmt Mitverantwortung. Für die Folgen, für die Opfer, für die Toten.

Der Kongress muss über einen Irak-Krieg abstimmen. Eine Petition amerikanischer
Historiker vom 13. September 2002 (Wortlaut)

1200 amerikanische Historikerinnen und Historiker haben sich am 13. September mit einer
Petition an den US-Kongress gewandt (die am 17. September als ganzseitige Anzeige in der
„New York Times“ erschien). Die Unterzeichner bitten die Kongressmitglieder eindringlich,
ihre verfassungsmäßigen Rechte geltend zu machen und die Entscheidung über einen etwai-
gen Krieg gegen den Irak nicht dem Präsidenten allein zu überlassen. Bush selbst erwägt ei-
nen Kriegsbeginn ohne Abstimmung im Kongress – so wie es bei allen US-Militäreinsätzen
nach dem Zweiten Weltkrieg der Fall gewesen ist. Der Text wurde von Joyce Appleby und El-
len Carol DuBois von der University of California verfasst; zu den Unterzeichnern zählt der
frühere Kennedy-Berater Arthur Schlesinger jr. – D. Red.

Wir, die unterzeichnenden amerikanischen Historiker, bitten unsere Kongressmitglieder
eindringlich, ihrer verfassungsmäßigen Verantwortung gerecht zu werden, indem sie darü-
ber debattieren und abstimmen, ob dem Irak der Krieg erklärt werden soll oder nicht. Wir
tun dies, weil das amerikanische Volk Anspruch darauf hat, seine Vertreter das Für und Wi-
der eines möglichen Krieges erörtern zu hören, damit eine Entscheidung von solcher Trag-
weite nicht vom Präsidenten alleine getroffen wird, nachdem die Öffentlichkeit mit Gerüch-
ten, Indiskretionen und Spekulationen abgespeist wurde.

Wir richten diese Bitte an unsere Senatoren und Abgeordneten, weil der Kongress seine
Befugnisse in Sachen Kriegserklärung seit über einem halben Jahrhundert nicht geltend ge-
macht hat. Dies überlässt dem Präsidenten die alleinige Kontrolle über die Rechtsvollmach-
ten für den Kriegsfall – zum Nachteil unserer Demokratie und in klarer Verletzung der Ver-
fassung.

Wir halten es für besonders dringlich, dass der Kongress seine Befugnisse diesmal erneut
geltend macht, da ein Angriff auf den Irak, so er denn stattfindet, eine amerikanische Initiati-
ve wäre. Während des Präsidentschaftswahlkampfes im Jahre 2000 gab es keine Erörterung
der Irakfrage, daher kann die Wahl George W. Bushs nicht als Mandat für einen Angriff in
Anspruch genommen werden. Nur eine Debatte der gewählten Repräsentanten Amerikas
kann eine ernsthafte öffentliche Abwägung der Kosten, Risiken und Ratsamkeit eines sol-
chen Krieges herbeiführen.
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